
Suchergebnisse: Kundgebung

22. Januar 1905 – Zaristische Truppen erschießen zahlreiche Demonstranten in Petersburg

Petersburg * Der Petersburger Blutsonntag. Zaristische Truppen erschießen zahlreiche

Demonstranten einer friedlichen Kundgebung in Petersburg.

3. Februar 1905 – Solidaritätskundgebung für die Opfer der ersten Russischen Revolution

München-Au * Im Münchner-Kindl-Keller&nbsp;findet eine Solidaritätskundgebung zu Gunsten

der Opfer der ersten Russischen Revolution statt.

1. Mai 1910 – Die erste polizeilich genehmigte Münchner Maikundgebung

München-Theresienwiese * Auf der Theresienwiese findet die erste polizeilich

genehmigte Maikundgebung statt.

25. Juli 1914 – Rege Diskussionen zur politischen Lage beherrschen das Geschehen

München * In München versammeln sich Menschenmassen, um auf Extra-Ausgaben der

Zeitungen zu warten. Rege Diskussionen zur politischen Lage beherrschen das Geschehen.

Spontane antiserbische und antirussische Kundgebungen folgen. 

25. Juli 1914 – Flammender Protest gegen das verbrecherische Treiben der Kriegshetzer

Berlin * Der Vorstand der Sozialdemokratischen Partei - SPD veröffentlicht einen Massenprotest

gegen den drohenden Krieg, in dem es heißt:       „Parteigenossen, wir fordern euch auf, sofort in

Massenversammlungen den unerschütterlichen Friedenswillen des klassenbewussten

Proletariats zum Ausdruck zu bringen. Eine ernste Stunde ist gekommen, ernster als irgendeine

der letzten Jahrzehnte. Gefahr ist im Verzuge! Der Weltkrieg droht!    Die herrschenden Klassen,

die euch im Frieden knebeln, verachten, ausnutzen, wollen euch als Kanonenfutter

missbrauchen. Überall muss den Gewalthabern in die Ohren klingen: Wir wollen keinen

Krieg! Nieder mit dem Kriege! Hoch die internationale Völkerverbrüderung.“      In 160 Städten
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finden bis Ende Juli 288 Versammlungen und Aufmärsche statt, an denen sich nach Angaben

des Veranstalters mehr als eine Dreiviertel Million Menschen beteiligen. Alleine die große

Antikriegsdemonstration der SPD in Berlin am 28. Juli umfasst über 100.000 Teilnehmerinnen

und Teilnehmer. Und das, obwohl die Kundgebung vom Berliner Magistrat ausdrücklich verboten

worden ist. 

27. Juli 1914 – Die Münchner Sozialdemokraten laden zu einer Massenkundgebung ein

München-Au * Die Münchner Sozialdemokraten haben zu einer Massenkundgebung im

Münchner-Kindl-Keller eingeladen. Als Referent für diese Veranstaltung ist der Schriftsteller Kurt

Eisner angekündigt.    Ausgerechnet für Kurt Eisner, dem späteren Kriegsgegner und

Revolutionär, ist der Krieg zu diesem Zeitpunkt eine unabänderliche Tatsache und nicht mehr zu

verhindern. „Denn niemand von uns will, dass das Kosakentum über Europa herrscht. Sagte doch

Bebel, gegen Russland würde auch er noch die Flinte auf seinen alten Buckel nehmen“. Und an

anderer Stelle meinte er: „Wir sind bereit, einen Angriff des Feindes abzuwehren und unser

Vaterland zu schützen“.    Das bedeutet aus Eisners damaliger Sicht für die sozialdemokratisch

orientierte Arbeiterschaft: „Dann muss jeder seine Pflicht tun, nichts weiter“. Und diese Pflicht

besteht in der Verteidigung des Vaterlandes gegen den russischen Agressor.

28. Juli 1914 – Über 100.000 TeilnehmerInnen an der großen Antikriegsdemo der SPD

Berlin * Die große Antikriegsdemonstration der SPD in Berlin umfasst über 100.000

Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Und das, obwohl die Kundgebung vom Berliner Magistrat

ausdrücklich verboten worden ist. 

31. Juli 1914 – König Ludwig III. verhängt den Kriegszustand

München-Maxvorstadt * Am Nachmittag wendet sich der 69-jährige König Ludwig III. am

Nachmittag an die Kundgebungsteilnehmer vor dem Wittelsbacher Palais. Er bedankt sich

zunächst für die Huldigungen, die er als „Ausdruck der Treue und der Vaterlandsliebe“ betrachtet.

   Im Wissen, auf welche Katastrophe das Deutsche Reich zusteuert, weist der Bayernherrscher

auf die ernste und schwere Zukunft hin und erklärt: „Es sind [...] sehr schwere und ernste Zeiten,

denen wir entgegen gehen. Aber ich vertraue darauf, dass das bayerische Volk wie seit vielen

Jahrhunderten auch jetzt in Treue zu seinem Herrscherhaus stehen wird.“  Dann verhängt auch

König Ludwig III. den Kriegszustand, verbunden mit der Anordnung des Standrechtes und
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den Übergang der vollziehenden Gewalt auf die Militärbehörden.   Der Text seiner Verordnung

lautete kurz und bündig: „Wir finden uns bewogen, auf Grund des Artikels I des Gesetzes über

den Kriegszustand vom 5. November 1912 zu verordnen: Über das Gesamtgebiet des

Königreichs wird der Kriegszustand verhängt.Gegeben zu München, den 31. Juli 1914. Ludwig.“ 

8. März 1917 – In Petrograd beginnt die eigentliche Revolution

Petersburg * In Petrograd beginnt die eigentliche Revolution. In den Putilow-Werken wird erneut

gestreikt, die Streikenden demonstrieren für eine bessere Versorgung, vor allem mit Brot. Gegen

14 Uhr treten die Arbeiterinnen in der Fabrik Ayvas ebenfalls in den Ausstand. Sie demonstrieren

gegen die Brotknappheit und für die Rückholung ihrer Männer von der Front. Den protestierenden

Frauen schließen sich im Laufe des Tages rund 130.000 Arbeiter an.    Dabei schlagen die

Kundgebungen ins Politische um: „Weg mit der Monarchie! Schluss mit dem Krieg!“ steht auf den

Transparenten. Die Lage in Petrograd gerät immer mehr außer Kontrolle. Es kommt zu den

ersten schweren Zusammenstößen zwischen streikenden Arbeitern und dem Militär.     Sehr

schnell gibt es in den Betrieben Wahlen zu Arbeiterräten. Eine Form der Selbstorganisation, die

die Arbeiter schon im Jahr 1905 entwickelt hatten. Daraus entstehen in der Folge Arbeiter- und

Soldatenräte im ganzen Land.

24. September 1917 – Die Deutsche Vaterlandspartei fordert einen unbedingten Siegfrieden

Berlin * Ludwig Thoma tritt bei der Gründungsversammlung der Deutschen Vaterlandspartei -

DVLP in der Berliner Philharmonie als Redner auf, wofür ihm der Parteivorsitzende, der

ehemalige Großadmiral Alfred von Tirpitz, persönlich dankt.      Die neugegründete Deutsche

Vaterlandspartei - DVLP fordert auf ihrer ersten Großkundgebung in Berlin einen „unbedingten

Siegfrieden“. 

1. Februar 1918 – Marsch zur Maffei-Maschinenfabrik

München-Schwabing * Die Streikenden der Bayerischen Geschützwerke&nbsp;beenden ihren

Protestmarsch&nbsp;zu einer Kundgebung in der Schwabinger Brauerei.&nbsp;Im Anschluss

ziehen sie weiter zur Maffei-Maschinenfabrik.&nbsp;
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3. Februar 1918 – Die letzte Streik-Versammlung auf der Theresienwiese

München-Theresienwiese * Um 10 Uhr treffen sich 2.500 bis 3.000 Streikende&nbsp;zur letzten

Streik-Kundgebung&nbsp;unter freiem Himmel auf der Theresienwiese.    Eine Deputation wird

gewählt, die die Forderungen vom 2. Februar 1918 bei der Regierung vortragen soll.&nbsp;Der

der USPD angehörende Handlungsgehilfe&nbsp;Fritz Schröder erklärt, dass die gegenwärtige

Bewegung ein Kinderspiel&nbsp;sei, gegen das, was noch kommen wird, wenn die Forderungen

der Arbeiter abgelehnt werden würden.    Der anschließende Demonstrationszug wächst noch

einmal auf 5.000 Menschen an.&nbsp;

5. Oktober 1918 – Bitte des Reichskanzlers an Wilson um Friedensvermittlung

Rosenheim * Der Rosenheimer Anzeiger bringt unter der Überschrift „Dem Frieden entgegen -

Bitte des Reichskanzlers an Wilson um Friedensvermittlung“ ein Extra-Blatt zur Rede des

Reichskanzlers Prinz Max von Baden im Reichstag heraus:       „Im Verlauf seiner vielfach vom

Beifall der Linken und des Zentrums unterbrochenen Reichstagsrede erstattete Reichskanzler

Prinz Max von Baden unter lebhafter Spannung des Hauses folgende Mitteilung:    ‚Dank des

unvergleichlichen Heldentums unseres Heeres ist die Front im Westen ungebrochen. Dieses

stolze Bewusstsein lässt uns mit Zuversicht in die Zukunft sehen.    Gerade deshalb ist es aber

auch unsere Pflicht, Gewissheit darüber herbeiführen, ob das opfervolle, blutige Ringen nicht

einen einzigen Tag über den Zeitpunkt hinaus geführt wird, wo uns ein Abschluss des Krieges

möglich erscheint, der unsere Ehre nicht berührt.    Gestützt auf das Einverständnis aller dazu

berufenen Stellen im Reiche und auf die Zustimmung der gemeinsam mit uns handelnden

Bundesgenossen habe ich in der Nacht zum 5. Oktober 1918 durch die Vermittlung der Schweiz

an den Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika eine Note gerichtet, in der ich ihn bitte,

die Herbeiführung des Friedens in die Hand zu nehmen und hierzu mit allen kriegsführenden

Staaten in Verbindung zu treten‘.    Die Note trifft schon heute oder morgen in Washington ein.

Sie richtet sich an den Präsidenten der Vereinigten Staaten, weil dieser in seiner

Kongressbotschaft vom 8. Januar 1918 und in seinen späteren Kundgebungen, besonders auch

noch in seiner New-Yorker Rede vom 27. September ein Programm für den allgemeinen Frieden

aufgestellt hat, das wir als Grundlage für die Verhandlungen annehmen können. (Am Schluss der

Rede des Reichskanzlers ertönte wiederholter Beifall).“ 

3. November 1918 – Kurt Eisner und der Bauernführer Ludwig Gandorfer

München - Pfaffenberg * Nach der Kundgebung eilt Kurt Eisner zum Bahnhof, um nach
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Pfaffenberg zu fahren, wo er sich mit dem Bauernführer Ludwig Gandorfer trifft. Eisner will sich

die Unterstützung durch Gandorfer und seinem Kreis sichern. Er ist sich bewusst, dass ohne die

ihm zugesicherten Lebensmittellieferungen die Revolution keine Chance hat. 

3. November 1918 – Erste Friedensdemonstration der USPD seit den Januarstreiks

München-Theresienwiese * Um 10 Uhr Vormittag findet auf der Theresienwiese, an der

Freitreppe unterhalb der Bavaria, die erste Friedensdemonstration der USPD seit den

Januarstreiks statt. Lediglich 800 bis 1.000 Personen nehmen daran teil. Das liegt daran, dass

das Generalkommando den Anschlag von Plakaten verboten hatte. Da die finanziellen Mittel zum

Druck von Flugblättern fehlten, konnte die Einladungen zu dieser Kundgebung mit

hektographierten Handzetteln erfolgen.  Hans Unterleitner erklärt am Versammlungsbeginn, dass

die Veranstaltung nur unter folgenden Bedingungen des Polizeipräsidiums genehmigt worden ist: 

  Keine Entschließung zu fassen, dass die heutige Regierung durch eine Volksregierung ersetzt

werden müsse,  keine Aufforderung an die Soldaten ergehen zu lassen, die Waffen

niederzulegen,  keine Demonstrationszüge zu veranstalten beziehungsweise hiezu aufzufordern. 

  Kurt Eisner betont in seiner Rede den Friedenswillen des deutschen Volkes und sagt: „Von der

eingerosteten deutschen Regierung in Berlin sind Taten zur Herbeiführung des Friedens nicht zu

erwarten, deshalb muss eine Volksregierung in Bayern sofort Frieden schließen“ und fordert auf

zum „Sturz der Monarchie“ und zur „politischen Revolution“. Das Abkommen über

parlamentarische Reformen vom Vortag bezeichnet er als „unaufrichtig und unzureichend“.  In

Hinblick auf die am 30. Oktober in Wien gebildete Staatsregierung der Provisorischen

Nationalversammlung für Deutschösterreich sagt Eisner: „Wir grüßen über die Grenze die neue

österreichische Republik und fordern, dass eine vom Volk einzusetzende bayerische Regierung

mit den deutschen Republikanern Österreichs gemeinsam den Frieden im Namen Deutschlands

verkündet, sofern in Berlin nicht der Wille oder die Macht vorhanden ist, den Frieden sofort zu

erreichen“.   Aufgrund des Demonstrationsverbots wird im Anschluss an die Versammlung ein

Spaziergang nach Stadelheim angetreten. 

5. November 1918 – Die USPD will im Hackerkeller eine Wahlversammlung abhalten

München-Theresienwiese * Die USPD will im Hackerkeller eine Wahlversammlung abhalten. Der

Andrang ist aber so groß, dass der Saal viel zu klein ist und die Versammlung - im Dunkeln - auf

der Theresienwiese durchgeführt werden muss. Das geschieht, ohne dass eine Erlaubnis dafür

eingeholt worden war. Kundgebungen unter freiem Himmel sind während des Kriegszustands

generell verboten. Die Polizei lässt zwar Ausnahmen zu, doch diesmal werden die Vorschriften
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einfach ignoriert - und die Behörden schreiten nicht ein.   Als der Redner Kurt Eisner in den

Versammlungssaal kommt, findet er nur noch leere Gläser vor. Er muss seine

Wählerversammlung suchen und findet eine große dunkle Masse bei der Bavaria. Es sollen

20.000 Menschen gekommen sein. Kurt Eisner mahnt zur Geduld und warnt vor einem sofortigen

Aufbruch, da Münchens Erhebung am lichten Tage erfolgen wird. „Nur noch kurze Zeit. Aber ich

setze meinen Kopf zum Pfande, ehe 48 Stunden verstreichen, steht München auf!“ 

6. November 1918 – Ein Aufruf zur Friedenskundgebung am 7. November 1918

München * Die sozialdemokratische Münchener Post veröffentlicht auf der Titelseite im Auftrag

der Leitung der sozialdemokratischen Partei Münchens einen Aufruf „An die Bevölkerung

Münchens!“. Darin heißt es:       „Die sozialdemokratische Partei ruft die Bevölkerung Münchens

mit Ausnahme der beim Transport und Verkehr beschäftigten Personen auf, am

Donnerstagnachmittags 3 Uhr auf der Theresienwiese zu erscheinen.    Es gilt, im Geiste der

Freiheit und Verantwortung Stellung zu nehmen zu den großen Tagesfragen, die in der letzten

Vertrauensmännerversammlung der gesamten Münchener Arbeiterschaft erörtert worden sind.   

Die Vertrauensleute der Partei und Gewerkschaften werden aufgefordert, dabei mitzuwirken, daß

die Demonstration einen der organisierten Arbeiterschaft würdigen Verlauf nimmt“. 

6. November 1918 – Kriegsminister Hellingrath und Erhard Auer beruhigen die Minister

München-Kreuzviertel * Am Nachmittag trifft sich das ausscheidende Kabinett mit dem neuen

Reform-Kabinett unter dem Vorsitz des Ministerpräsidenten Otto von Dandl. Das eine Kabinett ist

nicht mehr handlungsfähig, das andere wird seine Aufgabe erst am 8. November übernehmen.

Sorgenvoll blicken sie auf die Massenkundgebung von USPD und MSPD auf der Theresienwiese

am nächsten Tag. Man überlegt sogar, Kurt Eisner vorsorglich verhaften zu lassen. 

Kriegsminister Philipp von Hellingrath erklärt: „Es gibt unruhige und unzuverlässige Elemente

auch in der bayerischen Armee, aber, meine Herren, Sie können ganz beruhigt sein. Die Armee

als Ganzes ist noch fest in unserer Hand. Es wird nichts passieren.“  Der Vorsitzende der

bayerischen Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer, erklärt: „Reden Sie doch nicht immer von

Eisner. Eisner ist erledigt. Sie dürfen sich darauf verlassen. Wir haben unsere Leute in der Hand.

Ich gehe selbst mit im Zug. Es geschieht gar nichts.“   Dennoch trifft die Regierung Vorkehrungen

für den Fall von Gewaltanwendung. Die stationierten Truppen werden in Alarmbereitschaft

versetzt und mit Gewehren und Tränengas bewaffnet. 
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6. November 1918 – Informationen, dass die USPD einen großen Schlag plant

München * Die Polizeidirektion informiert das Innenministerium, dass ihre

Überwachungsmaßnahmen „mit Sicherheit“ festgestellt haben, dass die Münchner USPD nach

der großen Friedenskundgebung am 7. November einen „großen Schlag plane“. Innenminister

Dr. Friedrich von Brettreich weist daraufhin die Polizeidirektion an, „jede zulässige Maßnahme zur

Unterbindung einer solchen Aktion vorzubereiten“. Gleichzeitig wird das Kriegsministerium

informiert.    Kriegsminister Philipp von Hellingrath versichert, dass in München genügend

zuverlässige Truppen sind, die eventuelle Unruhen unterdrücken werden. Den Schutz der Haupt-

und Residenzstadt sollen die in München stationierten Truppen übernehmen. Die Polizei wird mit

uniformierten Schutzleuten die Residenz, die Preußische Gesandtschaft und die Polizeigebäude

schützen. Die übrigen Polizisten sollen in Zivil die Stimmung in der Stadt erkunden. 

7. November 1918 – Das Teilnahmeverbot der Soldaten wird zurückgenommen

München-Theresienwiese * Die Unabhängige Sozialdemokratische Partei - USPD hat zu einer

Kundgebung auf die Theresienwiese eingeladen. Um die Kontrolle über die Münchner

Arbeiterschaft nicht ganz zu verlieren, haben sich die Gewerkschaften und die MSPD dieser

Einladung angeschlossen.   Soldaten ist zunächst die Teilnahme an der Versammlung von der

Stadtkommandatur verboten worden. Zwei MSPD-Abgeordnete, darunter Erhard Auer,

veranlassen, dass die Anordnung durch Kriegsminister Philipp von Hellingrath aufgehoben wird.

Soldaten, die keinen Dienst haben, wird erlaubt, die Kaserne zu verlassen. Ein Teil der Soldaten

wird als Bereitschaft zurück behalten. 

7. November 1918 – Um 15 Uhr beginnt die Kundgebung auf der Theresienwiese

München-Theresienwiese * Um 15 Uhr beginnt die politischen Veranstaltung auf

der Theresienwiese, an der sich etwa 40.000 Menschen beteiligen. Andere Quellen sprechen von

über 100.000, sogar von 200.000 Teilnehmern. 

7. November 1918 – Gemeinsame Forderungen von SPD und USPD formuliert

München * Am Vormittag treffen sich die Veranstalter der Kundgebung, USPD und SPD, im

Gewerkschaftshaus zur Abstimmung des Ablaufs der Massendemonstration. Sie einigen sich auf

einen gemeinsamen, acht Punkte umfassenden Forderungskatalog. Er beinhaltet:       Den
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sofortigen Abgang des Kaisers und den Verzicht seines Thronfolgers.   Die Vereidigung des

deutschen Heeres auf die Verfassung.   Die Beseitigung aller Verfassungsbestimmungen, die der

Freiheit des gesamten deutschen Volkes entgegenstehen und den Ausbau Deutschlands zu

einem demokratischen Staatswesen hemmen.   Ausschaltung aller reaktionären Elemente aus

der politischen Verwaltung und völlige Demokratisierung der Verwaltungsorganisation.   Annahme

der Waffenstillstandsbedingungen; grundsätzliche Ablehnung des von den Alldeutschen

propagierten Gedankens der nationalen Verteidigung.   Sofortige Ergreifung aller Maßregeln,

welche die Ordnung, Sicherheit und Ruhe bei Abrüstung und Heimbeförderung der Truppen

verbürgen.   Schaffung wirksamster Garantien für das Beschwerderecht der Soldaten.  

Umfassende soziale Fürsorgemaßnahmen für die Notleidenden; Arbeitslosenversicherung;

achtstündiger Arbeitstag.       Bei der Besprechung hat Kurt Eisner „darauf aufmerksam gemacht,

dass die Massen doch vielleicht etwas anderes wollen als eine Art feierlichen Spaziergangs“. 

7. November 1918 – Die meisten Belegschaften erhalten für die Kundgebung frei

München * Für die Dauer der Massendemonstration hat der Stadtmagistrat die Schließung der

städtischen Büros verfügt und den Arbeiterinnen und Arbeitern den Nachmittag unter Fortzahlung

des Lohnes arbeitsfrei gegeben. Die meisten gewerblichen Betriebe und Geschäfte sind bereits

ab Mittag geschlossen. 

8. November 1918 – Erhard Auer: Die SPD hat den Umsturz nicht vorbereitet!

München * Der SPD-Führer Erhard Auer macht noch einmal deutlich, dass die Sozialdemokraten

den Umsturz nicht vorbereitet haben. In seiner Erklärung sagt er:    „Unter dem Druck der

fürchterlichen Drangsale des deutschen Vaterlandes hat sich die gestrige Kundgebung ohne

unser Zutun zu einem Willensakte gesteigert, mit dem alle Teile der Bevölkerung rechnen

müssen.“ 

9. November 1918 – Die Vereinigten Verkehrsverbände laden zur Versammlung ein

München - Freistaat Bayern * Der Ausschuss der Vereinigten Verkehrsverbände ruft per

Kreistelegramm und in Zeitungsannoncen seine Mitglieder zu einer Massenveranstaltung in den

Münchner Bavariakeller an der Theresienwiese ein.    Die Einladung beginnt mit den Worten: „Die

Stunde der Erlösung aus tiefster wirtschaftlicher Not ist auch für Euch angebrochen. Jetzt oder

nie gilt es, Euch im Rahmen der jetzigen Regierungsgewalt die politische und soziale
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Machtstellung zu erkämpfen, auf die Ihr auf Grund Eurer Massen und Eurer für das deutsche

Wirtschaftsleben ausschlaggebenden wichtigen Berufsarbeit Anspruch habt“. 

10. November 1918 – Großveranstaltung der Beamten im Bavariakeller

München-Ludwigsvorstadt * 15.000 bis 18.000 folgen der Einladung des Ausschusses der

Vereinigten Verkehrsverbände zur Kundgebung in den Münchner Bavariakeller. Dieser kann die

Massen nicht aufnehmen, sodass gleichzeitig drei Kundgebungen abgehalten werden müssen:

Eine im Bavariakeller, zwei im anschließenden Garten.    Dem Forderungskatalog voraus steht

das Bekenntnis: „Die bayerischen Verkehrsangehörigen fügen sich der bestehenden

Regierungsgewalt ein. Sie betrachten das Volkswohl als ihr oberstes Gesetz und geloben, ihm

ihre volle Kraft zu widmen“.      Gefordert wird:       „Bildung eines Rates der Verkehrsangehörigen

durch die Vereinigten Verbände, der dem Verkehrsministerium beizuordnen ist,    Besetzung der

oberen leitenden Beamtenstellen der Verkehrsverwaltung nur im Einvernehmen und mit

Zustimmung dieses Rates,    alle sozialen und volkswirtschaftlichen für das Personal sind nur

gemeinsam mit dem Rate zu treffen,    sofortige Aufnahme von Vertrauensmännern des

Personals in den Arbeiter- und Soldatenrat,    achtstündiger Arbeitstag und sechstägige

Arbeitswoche.“      Die Entschließung wird sofort dem Arbeiter- und Soldatenrat zugeleitet. 

15. November 1918 – Kurt Eisners Regierungsprogramm

München * Die von der Regierung des Volksstaates Bayern veröffentlichte Kundgebung trägt

unverkennbar die schwärmerisch-idealistische Handschrift von Kurt Eisner.  Der Aufruf „An das

bayerische Volk“ mit seinen konkreten Hinweisen wird von den Zeitgenossen „wegen der

realistischen Zustandsbeschreibung und der Ausgewogenheit der darin angekündigten

Maßnahmen“ als offizielles Regierungsprogramm verstanden und findet selbst bei der

bürgerlichen Presse positive Aufnahme.  Darin wird einerseits    die volle Freiheit der

Religionsgesellschaften und die Ausübung ihres Kultus gewährleistet.  Andererseits fordert Eisner

die gleiche Freiheit für die Schule wie für die Kirche.  Ein neues Volksschulgesetz mit

fachmännischer Schulaufsicht wird darin angekündigt.  Das bedeutet die Beseitigung der

geistlichen Schulaufsicht und damit die Ausschaltung des bisherigen starken kirchlichen

Einflusses auf das Schulwesen.    Neu stellen sich auch die Fragen    der staatlichen

Alimentierung,  der steuerlichen Behandlung und  dem öffentlich-rechtlichen Charakter der

Kirche sowie  der Besetzung der Bischofsstühle und der Pfarreien. 
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15. November 1918 – Thomas Mann empört sich über seinen Bruder Heinrich

München-Bogenhausen * Thomas Mann notiert in sein Tagebuch das Missfallen über seinen

Bruder Heinrich, der kurz zuvor zum Vorsitzenden des Politischen Rates geistiger Arbeit gewählt

worden war:    „Heut im Morgenblatt Kundgebungen zweier verschiedener ‚Räte der geistigen

Arbeiter‘, die eine, sehr vorläufig und allgemein gehalten, von einer Gruppe um Brentano, die

andere, empörend hochnäsig, fanatisch-politisch und ketzerrichterisch, von einer Gruppe um

Heinrich und - [dem Münchner Journalisten] Friedenthal. Die Publikation regte mich sehr auf […].

Würdelosigkeit und selbstverräterisches Elend im ganzen Lande.“ 

6. Dezember 1918 – Versammlungen und Demonstrationen der Berliner Spartakusgruppe

Berlin * Die Spartakusgruppe hat für den 6. Dezember drei Versammlungen mit anschließenden

Demonstrationen beim Polizeipräsidium angemeldet. Die Protestveranstaltungen werden mit der

Auflage genehmigt, dass keine Waffen mitgeführt werden. Die drei Versammlungen finden am

späten Nachmittag in den Germania-, Sophien- und Andreas-Sälen statt. Die Redner üben

harsche Kritik an der Regierung und protestieren gegen die Einberufung einer

Nationalversammlung.    Während der Versammlungen verbreitet sich die Nachricht von der

mutmaßlichen Verhaftung des Vollzugsrats und von Friedrich Eberts Ausrufung zum Präsidenten.

Entsprechend erregt beginnen gegen 16:30 Uhr die Demonstrationen. 

24. Januar 1919 – Kundgebung für einen gerechten Frieden

München-Ludwigsvorstadt * Im Deutschen Theater treffen sich Angehörige und Anhänger aller

Parteien zu einer machtvollen Kundgebung. Es geht um den Völkerbund und einen gerechten

Frieden.    Es sprechen der Minister für militärische Angelegenheiten, Albert Roßhaupter [SPD],

Joseph Graf von Pestalozza [BVP], Professor Dr. Moritz Julius Bonn, die Frauenrechtlerin Lida

Gustava Heymann und Professor Dr. Lujo Brentano. 

16. Februar 1919 – Kundgebung auf der Theresienwiese fordert Existenz der Räte

München-Theresienwiese * Die von Teilnehmern des Kongresses der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte organisierte und veranstaltete Kundgebung auf der Theresienwiese fordert die

Sicherstellung der Existenz der Räte im künftigen parlamentarischen Bayern.    Ein

Demonstrationszug - unter Beteiligung von Ministerpräsident Kurt Eisner und Felix Fechenbach -
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zieht ohne Zwischenfälle von der Theresienwiese über die Innenstadt zur Ludwigstraße und

wieder zurück. 

18. Februar 1919 – Die Münchner Augsburger Abendzeitung ruft zur Kundgebung auf

München * Die Münchner Augsburger Abendzeitung ruft zu einer Riesenkundgebung auf:        

Für Ordnung, Freiheit und Demokratie.   Gegen die bolschewistische Gefahr und den drohenden

Bürgerkrieg. 

11. März 1919 – Abkehr von bürgerlicher Demokratie und Parlamentarismus

München * Die Münchner USPD beschließt auf ihrer Generalversammlung eine politische

Kundgebung. In dieser erklärt sie die Abkehr von der bürgerlichen Demokratie und dem

bürgerlichen Parlamentarismus.    Sie sieht nur in den „aus der Revolution elementar

erwachsenen Räten die Organisationsform, die notwendig ist, die Interessen aller produktiv

Schaffenden in politischer und wirtschaftlicher Hinsicht zu vertreten und die kapitalistische

Ordnung in eine sozialistische umzugestalten“. Erforderlich dazu ist „die Eroberung der

politischen Macht durch die Räte“. 

3. April 1919 – Die Presse polemisiert gegen die Einberufung des Landtags

München - Freistaat Bayern * Gegen die Einberufung des Landtags polemisiert die Presse

lautstark: Die Landtagsabgeordneten hätten sich nicht als würdige Volksvertreter erwiesen und

seien nach dem 21. Februar feige aus der Hauptstadt geflohen. Daher können die Münchner

guten Gewissens auf ihre Rückkehr verzichten.    Die Räte, vor allem die Kommunisten und die

Anarchisten unter ihnen, fühlen sich durch Hoffmanns Ankündigung provoziert. Sie antworten mit

Demonstrationen und Protestveranstaltungen in ganz Bayern.&nbsp;

21. April 1919 – Der Generalstreik wird um einen Tag verlängert

München * Die Versammlung der Betriebsräte im Festsaal des Hofbräuhauses beschließt, den

Generalstreik auf Dienstag auszuweiten. Der letzte Streiktag soll zu einer „wuchtigen

Demonstration des Münchner klassenbewussten Proletariats“ werden.&nbsp;    Abgelehnt wird

der Vorschlag von Eugen Leviné, die Massendemonstration mit einer Schlusskundgebung in der
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rot ausgekleideten Frauenkirche zu beenden.&nbsp;

1. Mai 1919 – Kämpfe: Der Stachus-Kiosk brennt lichterloh

München * Am Nachmittag dringen eigenmächtig operierende Freikorps von der Residenz aus

bis zum Lenbachplatz vor. Die Marine-Brigade Ehrhardt erreicht - von Schleißheim kommend -

gegen Mittag Schwabing und beteiligt sich später an den Kämpfen am Stachus. Auch aus

Regensburg stammende Soldaten sowie Angehörige des Freikorps Grafing und die Batterie

Zenetti sind an diesen Kämpfen beteiligt. Dort entfacht sich ein mehrstündiges Gefecht.    Die

Rotarmisten leisten erbitterten Widerstand und verteidigen den Stachus mit Gewehrfeuer. Ein

Zeitzeugenbericht schildert die weiteren Ereignisse:    „Mittlerweile hatten die Regierungstruppen

bei der Anlage an der Deutschen Bank ein Geschütz in Stellung gebracht und eine Brandbombe

in den Kiosk gesetzt, der bald lichterloh aufflammte und die Roten Gardisten zwang, ihren

verzweifelten Widerstand aufzugeben und sich gegen die protestantische Kirche und das

Kaufhaus Horn zurückzuziehen. Bald war der Karlsplatz zum wütendsten Kampfplatz geworden.

[…]     Gegen Abend bekamen die Regierungstruppen Verstärkungen von der

Herzog-Wilhelm-Straße und dem Sendlingertor-Platz her. Die Rotgardisten wurden über den

Karlsplatz in den Justizpalast und gegen die Elisenstraße geworfen, von wo aus sie heftigen

Widerstand leisteten.     Das an der Deutschen Bank postiert gewesene Geschütz wurde

infolgedessen bis zum Wittelsbacher-Brunnen zurückgezogen und beschoss in den

Nachmittagsstunden den Justizpalast, der an der gegen den Stachus gerichteten Seite zwei

Treffer im dritten Stock erhielt. […] Viele Spartakisten flüchteten in den Mathäser“.    Doch es gibt

auch Gegenwehr von anderer Seite, die die Weißen Truppen letztlich zum Abziehen zwingen.

Dazu zählen auch die Teilnehmer der Maikundgebung auf der Theresienwiese, die dort

„waffenlos demonstriert“ haben und sich nun auf dem Nachhauseweg befinden. 

1. Mai 1919 – Die Betriebs- und Soldatenräte fordern zur waffenlosen Demonstration auf

München * In einem anderen Pakataufruf der Betriebs- und Soldatenräte Münchens wird

aufgefordert „waffenlos“ auf einer Maikundgebung auf der Theresienwiese zu demonstrieren. Die

Räte „protestieren mit Entrüstung gegen die fluchwürdigen Verbrechen jener Elemente, welche

durch ihr Handeln die heilige Sache des Proletariats im Kampf für die Menschlichkeit verraten

haben“. Sie fordern auf:    „Soldaten! Laßt Eure Waffen in den Kasernen!  Arbeiter! Laßt Eure

Waffen in den Betrieben!  Kommt mit den Frauen und Kindern heraus auf alle großen Plätze und

Wiesen!  Ungebeugt wird das Proletariat an diesem Tage seine Räte und den Geist seiner

Räterepublik hochhalten.  Es lebe der Rätegedanke!“ 
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13. Mai 1919 – SPD-Massenkundgebung gegen die Versailler Friedensbedingungen

Berlin * Die SPD ruft zu einer Massenkundgebung gegen die Versailler Friedensbedingungen in

Berlin auf. Etwa 10.000 Menschen beteiligen sich an dieser Protestkundgebung. Eine erstaunlich

geringe Anzahl. 

16. Januar 1920 – Freispruch für Anton Graf Arco auf Valley gefordert

München * In der Stadt finden zahlreiche Kundgebungen statt, auf denen zumeist Studenten

unter schwarz-weiß-roten Fahnen einen Freispruch Arcos fordern. Es drohen antisemitische

Ausschreitungen, bis der Verteidiger Arcos die Gemüter mit der Ankündigung beruhigen kann,

dass begründete Aussicht auf Begnadigung des Verurteilten besteht. 

27. August 1922 – Der Deutsche Katholikentag in München wird eröffnet

München - München-Maxvorstadt * Der Deutsche Katholikentag in München wird eröffnet. Für die

anreisenden Zehntausenden von Gläubigen wird ein großer Festgottesdienst auf

dem Königsplatz abgehalten, bei dem sich die katholische Kirche mit eindrucksvollem Gepränge

darstellt. Die Straßen der Stadt sind mit Fahnen geschmückt, nur

das Schwarz-Rot-Gold der Weimarer Republik ist demonstrativ vergessen worden.  Kardinal

Michael von Faulhaber enthält sich bei dieser zur politischen Kundgebung umgestalteten

Veranstaltung weder politischer noch demokratiefeindlicher Äußerungen und ruft in seiner

Ansprache zum Kampf der Kirche gegen den Staat auf:  „Wehe dem Staat,     der seine

Rechtsordnung und Gesetzgebung nicht auf den Boden der Gebote Gottes stellt,  der eine

Verfassung schafft ohne den Namen Gottes,   der die Rechte der Eltern in seinem Schulgesetz

nicht kennt,   der die Theaterseuche und die Kinoseuche nicht fernhält von seinem Volk,   der

Gesetze gibt, die die Ehescheidung erleichtern,   die die uneheliche Mutterschaft in Schutz

nehmen“.    Diesem Satz folgt ein - von den dicht gedrängten Besuchern stürmisch bejubelter -

rhetorischer Tiefschlag gegen die Republik und ihrer Gründer: „Die Revolution war Meineid und

Hochverrat und bleibt in der Geschichte erblich belastet und mit dem Kainsmal gezeichnet“.

Diese Worte wirken, wie Faulhaber später einmal recht zufrieden feststellt, wie eine Bombe. Der

Kardinal versagt sich damit wieder einmal - mit seiner ganzen Autorität und in der Öffentlichkeit -

der Weimarer Republik und bereitet damit - ohne das möglicherweise direkt zu beabsichtigen -

Adolf Hitler den Weg.  Schon damals stellt die sozialdemokratische Münchener Post unter der

Überschrift „Wohin des Wegs, Herr Kardinal?“ fest: „Seine Ansichten sind ein Beweis für den

Machthunger der römischen Kirche und ihres Klerus, die nicht mit dem Staat in Frieden und
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Verträglichkeit zusammenleben, sondern ihn um jeden Preis beherrschen wollen.“    Die in

Anwesenheit der Spitzen von Kirche, Staat und Gesellschaft gemachten Aussagen

des Kardinals führen allerdings auch zu einem „weltweit hallenden Eklat“ und veranlasst die -

konservative - Reichsregierung, sich bei Papst Pius XI. zu beschweren. Damit, dass sich ein

Widerstand derjenigen Katholiken formiert, die im neuen Staat ehrlich mitarbeiten wollen, hat

Faulhaber nicht gerechnet. 

19. September 1922 – Faulhaber verhindert Ordensverleihung an Adenauer

München-Kreuzviertel - Rom-Vatikan * Kardinal Michael von Faulhaber schreibt an den

Unterstaatssekretär im Vatikan, Giuseppe Pizzardo, über die öffentliche Auseinandersetzung mit

Konrad Adenauer:     „Er behauptete, die Revolution sei organisch geworden, die gestürzten

Herrscherhäuser seinen morsche Bäume gewesen, der deutsche Katholizismus sei auf das

deutsche Vaterland angewiesen. [...] Ich bitte darum Eure Exzellenz, es möge keine päpstliche

Kundgebung erfolgen, die von den Katholiken als Zustimmung zur Politik des Zentrums und zu

einer Koalition mit der Sozialdemokratie ausgelegt werden könnte. Präsident Adenauer wird die

päpstliche Auszeichnung, die früher für den Präsidenten üblich war, nicht erhalten können“.     

Damit verhindert Kardinal Faulhaber, dass Konrad Adenauer den sonst üblichen päpstlichen

Orden bekommt.      In einer eigenwilligen Rechtfertigung gegenüber dem bayerischen

Gesandten beim Vatikan schreibt Faulhaber am selben Tag: „[...] Damit habe ich nicht die

Verfassung von Weimar und die republikanische Staatsform an sich verurteilt; denn eine

Verfassung kann rechtmäßig zustandegekommen sein, ohne daß dadurch die vorausgehende

Revolution legitimiert wird. Ein unehelich Geborener kann ein ordentlicher Mensch werden, ohne

daß damit die uneheliche Mutterschaft als solche Rechtsdasein erhält.“ 

Februar 1933 – Im Kriegerheim ist die Ortsgruppe Giesing der NSDAP untergebracht

München-Obergiesing * An der Ecke Gietl- und Untere Grasstraße, wo heute das

Pfarrzentrum steht, befand sich früher die Wirtschaft Kriegerheim, in der während der NS-Zeit die

Ortsgruppe Giesing der NSDAP“untergebracht ist. Hier finden an den Wochenenden zahlreiche

Appelle und Kundgebungen von NS-Partei-Organisationen statt.    Zuvor dient die Wirtschaft den

Unabhängigen Sozialisten - USPD Giesings als Versammlungs- und Vereinslokal.

Mai 1948 – Solidaritäts-Kundgebungen für den Staat Israel
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München-Bogenhausen * Im Garten der Bogenhausener Lauer-Villa finden

Solidaritäts-Kundgebungen für den im Entstehen begriffenen Staat Israel statt.

1. Mai 1953 – Protestzug mit Transparenten zum freien Samstagnachmittag

München-Maxvorstadt * Im Anschluss an die Mai-Kundgebung des Deutschen

Gewerkschaftsbundes - DGB auf dem Königsplatz bewegt sich ein Protestzug mit Transparenten

zum freien Samstagsnachmittag durch die Luisenstraße in Richtung Bahnhofsplatz.    Da sich der

Protestzug nach der polizeilichen Aufforderung nicht auflöst, greift die Staatsmacht auf der Höhe

des Luisenbunkers mithilfe eines Wasserwerfers ein. Die mit Stahlhelm und Karabiner bewaffnete

Bereitschaftspolizei löst mit Kolbenhieben den Protestzug auf.     Vom Wasserwerfer gejagt bricht

der 59-jährige Bahnangestellte Georg Bachl an der Ecke Luisen-/Prielmayerstraße tot

zusammen.

13. Juni 1953 – Kundgebung für den Samstag-Nachmittag-Ladenschluss

München * Die Gewerkschaft Handel, Banken und Versicherungen - HBV und die Deutsche

Angestellten-Gewerkschaft - DAG haben zur Kundgebung für den

Samstag-Nachmittag-Ladenschluss aufgerufen.  Der Protestmarsch bewegt sich vom

Arbeitsamt in der Maistraße über den Sendlinger-Tor-Platz zum Stachus und von dort weiter in

die Altstadt, wo er sich in der Kaufingerstraße vor C&A Brenninkmeyer staut. Demonstranten

blockieren im Inneren des Geschäfts die neumodernen Rolltreppen.

26. Juni 1962 – 250 Demonstranten treffen sich am Monopteros

München-Lehel - Englischer Garten * Am Monopteros im Englischen Garten treffen sich rund 250

Protestierer zu einer vom Ortnungsamt verbotenen Kundgebung. Doch statt der

Protestkundgebung wird über die Ereignisse der Schwabinger Krawalle diskutiert und in einer

Resolution eine genaue Überprüfung der Vorfälle und die Kennzeichnung der Polizisten mit

Dienstnummern gefordert. Die Versammlung wird aufmerksam von der Polizei beobachtet.  Der

Allgemeine Studenten-Ausschuss der Ludwig-Maximilians-Universität distanziert sich per

Flugblatt von den Protesten.

Münchner Zeitensprünge Seite 15/17



7. Juni 1986 – Österreichische WAA-Gegner werden zurückgewiesen

Bayerisch-österreichische Grenze * Die Bayerische Grenzpolizei verweigert mehreren Hundert

österreichischen WAA-Gegnern die Einreise. Unter anderem werden am Grenzübergang

Kiefersfelden sieben Busse mit rund 400 Demonstranten zurückgewiesen, die zu einer

Kundgebung nach Wackersdorf fahren wollen. Die Behörden begründen die Maßnahme mit dem

Ausländergesetz und möglichen Gefahren für die öffentliche Sicherheit. Aus Protest blockieren

Demonstranten zeitweise die Autobahn auf österreichischer Seite.

28. Juni 1986 – Die Einreiseverbote lösen einen politischen Konflikt aus

Bayerisch-österreichische Grenze * Die bayerischen Behörden hindern erneut mehr als 300

österreichische WAA-Gegner an der Einreise zu einer Kundgebung in Wackersdorf. Das

Vorgehen löst in Österreich heftige Proteste aus. Politiker, Kommunen und Anti-Atom-Initiativen

kritisieren die Zurückweisungen als Einschränkung demokratischer Rechte.   Besonders die Stadt

und das Land Salzburg engagieren sich zunehmend gegen die WAA. Aus dem Streit entwickelt

sich ein länger anhaltender politischer Konflikt zwischen Bayern und Österreich, den die Medien

später als „Alpenfehde“ bezeichnen. 

10. Oktober 1987 – Letzte Großdemonstration gegen die WAA

Wackersdorf * Zwischen 20.000 und 25.000 Menschen versammeln sich auf dem Wackersdorfer

Volksfestplatz zu einer Kundgebung gegen die Wiederaufarbeitungsanlage. Zu den Mitwirkenden

gehört der Kabarettist Dieter Hildebrandt. Anschließend ziehen zahlreiche Demonstranten zum

Baugelände. Es ist die letzte Großdemonstration mit mehreren Zehntausend Teilnehmern

unmittelbar am WAA-Standort. Danach verlagert sich der Widerstand zunehmend auf kleinere,

dezentrale und gewaltfreie Aktionen. 

16. April 1989 – Hoffnung auf das Ende der WAA

Wackersdorf * Rund 6.000 WAA-Gegner versammeln sich am Baugelände und feiern das sich

abzeichnende Scheitern des Projekts. Anlass sind die bekannt gewordenen Pläne der

Energiewirtschaft, abgebrannte deutsche Brennelemente künftig im französischen La Hague

aufarbeiten zu lassen.   Die Stimmung ist von Freude, aber auch von Vorsicht geprägt: Ein

offizieller Baustopp ist noch nicht beschlossen, und die Arbeiten auf dem Gelände gehen
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zunächst weiter. Die Kundgebung zeigt dennoch, dass selbst viele langjährige Beteiligte das

Ende der WAA nun für wahrscheinlich halten. 

3. Juni 1989 – Letzte große Anti-WAA-Kundgebung in München

München-Graggenau * Auf dem Odeonsplatz findet wenige Tage nach dem Baustopp die letzte

große Münchner Anti-WAA-Kundgebung statt. Bürgerinitiativen, Umweltverbände und langjährige

Aktivisten feiern das Ende des Projekts in Wackersdorf.   Zugleich warnen die Teilnehmer davor,

das Problem lediglich ins Ausland zu verlagern. Der Protest richtet sich deshalb auch gegen die

geplante Wiederaufarbeitung deutscher Brennelemente im französischen La Hague und im

britischen Sellafield. Die Kundgebung verbindet Siegesfeier und Forderung nach einem

grundsätzlichen Ausstieg aus der Atomenergie.

1. Mai 2014 – Oberbürgermeister Dieter Reiters erster Arbeitstag

München-Graggenau * Seinen ersten Arbeitstag beginnt der neue Münchner

Oberbürgermeister Dieter Reiter auf der Kundgebung des DGB auf dem Marienplatz. Weil er im

Zusammenhang mit den städtischen Kliniken auch von Personalabbau spricht, erntet er bei den

anwesenden Gewerkschaftern Buh-Rufe und Pfiffe.      Ob er sich jetzt den Schlegel zur Hand

herbei gewünscht hat, dem ihm zuvor seine Mitarbeiter - verbunden mit dem Wunsch für einen

„guten Start und einer glücklichen Hand - auch beim Anzapfen“ - geschenkt haben, ist nicht

bekannt. 
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